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Vt 15-8961 -242/71 


Bonn, den 18. Februar 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Eingliederung von Spätaussiedlern aus den Ostblock- 
staaten 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmitt- Vocken- 
hausen, Dr. Hupka, Schmidt (Kempten), Freiherr von 
Kühlmann-Stumm und der Fraktionen der SPD, FDP 
-Drucksache VI/1711- 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Bundesministern für Arbeit und Sozialordnung, für Bildung 
und Wissenschaft, für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
und für Städtebau und Wohnungswesen wie folgt: 


Aufgrund der Information der Regierung der Volksrepublik Polen 
bei der Unterzeichnung des Vertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Volksrepublik Polen über die Grundlagen der 
Normalisierung ihrer gegenseitigen Beziehungen ist künftig mit 
einem verstärkten Zustrom von Spätaussiedlern in die Bundes- 
republik Deutschland zu rechnen. 

1. Hat die Bundesregierung in Verbindung mit den Ländern, Ge- 
meinden und freien und kirchlichen caritativen Verbänden aus- 
reichende Vorsorgemaßnahmen für die Aufnahme und Ein- 
gliederung der in größerem Umfang zu erwartenden Spätaus- 
siedler getroffen? 

Wie ich bereits in meiner Antwort auf die Mündliche Anfrage 
des Herrn Abgeordneten Storm in der 90. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 20. Januar 1971 mitgeteilt habe, sind 
zusätzliche Maßnahmen allein für die in den nächsten Monaten 
und Jahren aus dem polnischen Bereich einreisenden Aussied- 
ler nicht geplant; sie sind angesichts der Tatsache, daß alle 
bisher eingetroffenen Aussiedler - in den letzten fünf Jahren 
immerhin noch rd. 125000 - im wesentlichen ohne besondere 
Schwierigkeiten eingegliedert werden konnten, auch nicht er- 
forderlich. 
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In Ergänzung hierzu wird bezüglich der Maßnahmen zur gesell- 
schaftlichen, sozialen, beruflichen und schulischen Eingliede- 
rung der Aussiedler auch auf die Antwort zu Frage 4 verwie- 
sen. Alle dort genannten Förderungsmaßnahmen und Bildungs- 
veranstaltungen können zugleich als Integrationsfaktoren an- 
gesehen werden. 

über die Frage, ob und wieweit die zur Zeit bestehenden Ein- 
gliederungsmaßnahmen ausgeweitet oder intensiviert werden 
müssen, wird die Bundesregierung im Benehmen mit den Län- 
dern und den in der Eingliederung von Aussiedlern tätigen 
Trägem der freien Wohlfahrtspflege, der Bundesanstalt für 
Arbeit und der Ständigen Konferenz der Kultusminister der 
Länder beraten und entscheiden, sobald die Verhandlungen 
der Deutschen und Polnischen Rot-Kreuz-Gesellschaften und 
die Entwicklung der Aussiedlung Aufschluß über den Umfang 
und den zeitlichen Ablauf der Familienzusammenführung und 
der Aussiedlung erbracht haben. 

Die Bundesregierung hat bereits unmittelbar nach Veröffent- 
lichung der „Information der Regierung der Volksrepublik 
Polen" zur Lösung hümanitärer Probleme Verbindung mit allen 
an der Eingliedemng der Aussiedler beteiligten Stellen aufge- 
nommen. Alle die Aufnahme und die Eingliederung der Aus- 
siedler berührenden Probleme werden fortlaufend behandelt. 

Bund und Länder werden alles tun, um den aus dem erwarte- 
ten verstärkten Zugang an Aussiedlern sich ergebenden Anfor- 
derungen gerecht zu werden. 


2. Kann die Bundesregierung in Zusammenarbeit mit den Ländern 
und der sozialen Selbstverwaltung sidierstellen, daß für diese 
Spätaussiedler die diesen zustehende Rente und andere Sozial- 
leistungen beschleunigt festgesetzt werden? 

Die Bundesregierung hat die zuständigen Aufsichtsbehörden 
gebeten sicherzustellen, daß die Aussiedler möglichst bald die 
ihnen zustehenden Leistungen aus der Renten- und Unfallver- 
sicherung sowie nach dem Bundesversorgungsgesetz erhalten; 
dazu wurde darauf hingewiesen, von der Möglichkeit eines 
Rentenvorschusses an rentenberechtigte Aussiedler Gebrauch 
zu machen. 

Flinsichtlich der Leistungen für den Fall der Arbeitslosigkeit 
hat die Bundesanstalt für Arbeit die leistungsrechtliche Be- 
handlung von Zuwanderern durch besondere Dienstanweisun- 
gen an die Arbeitsämter geregelt. Sie stellen sicher, daß diese 
Aussiedler das ihnen zustehende Arbeitslosengeld (Arbeits- 
losenhilfe) sofort erhalten. 


3. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß für diese Spätaus- 
siedler vordringlich Wohnraum erstellt wird, ohne daß die 
bisher unberücksichtigt gebliebenen Vertriebenen, Flüchtlinge 
und Aussiedler dadurdi Nachteile erleiden? 

Die Bundesregierung bejaht die gestellte Frage. 
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4. Sind für diesen Personenkreis, insbesondere für die aus der 
Landwirtschaft stammenden Menschen, die notwendigen Vor- 
kehrungen für eine angemessene berufliche Eingliederung ge- 
troffen, insbesondere im Hinblick auf die Umschulirngs- imd 
Förderungsmaßnahmen, und ist die Bundesregierung bereit, 
solche Sdiulungs- und Förderungsmaßnahmen ungeachtet der 
Einkommensverhältnisse zu gewähren? 

Zur beruflichen Eingliederung der Aussiedler hat die Bundes- 
anstalt für Arbeit folgende Maßnahmen getroffen: 

Das Personal beim Grenzdurchgangslager Friedland und bei 
den Landesdurchgangswohnheimen wurde verstärkt. Es ist 
sichergestellt, daß unverzüglich die erforderlichen Sprachkurse 
und beruflichen Bildungsmaßnahmen - ggf. in Zusammenarbeit 
mit den zuständigen Kammern - eingeleitet werden, um die 
Aussiedler alsbald in Dauerarbeitsverhältnisse zu vermitteln. 
Als Vermittlungshilfen werden auch die Leistungen zur Förde- 
rung der Arbeitsaufnahme - z. B. Fahrkosten- und Eingliede- 
rungsbeihilfe; Überbrückungshilfe - in vollem Umfang einge- 
setzt. 

Während der Teilnahme an den vorgenannten Bildungsmaß- 
nahmen erhalten Aussiedler, die unter Artikel 116 des Grund- 
gesetzes fallen, die finanziellen Hilfen nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz, insbesondere als Unterhaltsgeld, in uneinge- 
schränkter Höhe. Einkommen, das ein Teilnehmer während 
einer solchen Maßnahme aus einer anderweitigen Tätigkeit 
erzielt, ist auf das Unterhaltsgeld anzurechnen, soweit es 50 DM 
wöchentlich übersteigt. Einkommen der Angehörigen und Ver- 
mögen des Teilnehmers werden dagegen nicht angerechnet. 
Diese gesetzlichen Regelungen dürften ausreichen. 

Auch die konfessionellen Verbände bieten Veranstaltungen 
zur Eingliederung von Spätaussiedlern an. Ebenso dürften die 
Volkshochschulkurse „Deutsch für Ausländer" von Wichtig- 
keit für die eintreffenden Aussiedler mit Sprachschwierigkeiten 
sein. Besonders für jüngere Umsiedler sind Lehrgänge an Heim- 
volkshochschulen geeignet, in denen früher schon Umsiedlern 
über einen längeren Zeitraum hin Kenntnisse über die politi- 
schen und wirtschaftlichen Grundlagen und über die Lebens- 
verhältnisse in der Bundesrepublik vermittelt wurden. Für die 
Umschulung von aus der Landwirtschaft stammenden Men- 
schen für hauswirtschaftliche und pflegerische und für Büro- 
berufe veranstaltet u. a. die Deutsche Angestelltengewerkschaft 
Kurse. 

Aus der Landwirtschaft stammende Aussiedler werden im 
übrigen in gleicher Weise mit Bundesmitteln gefördert werden 
wie die anderen Vertriebenen und Flüchtlinge, die aus der 
Landwirtschaft stammen; das bedeutet, daß auch sie nach den 
Finanzierungsrichtlinien zum Bundesvertriebenengesetz (BVFG) 
vom 31. März 1954 zu fördern sind, soweit es sich um die Ein- 
gliederung in die Landwirtschaft handelt. 

Dabei ist festzustellen, daß eine Eingliederung durch die Über- 
nahme landwirtschaftlicher Vollerwerbsbetriebe kaum zu reali- 
sieren ist. Dies hat vor allem seinen Grund in dem Mangel an 
freien, sich zur Übernahme eignenden entwicklungsfähigen und 
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auf die Dauer existenzsidiernden landwirtsdiaftlichen Objek- 
ten. 

Eine Eingliederung in die Landwirtschaft wird daher in aller 
Regel nur über die Förderung auf einer Nebenerwerbsstelle 
erfolgen können, wobei selbständige Landwirte besonders be- 
günstigt werden. Die konkrete Förderung wird jedoch in fast 
allen Fällen erst dann sinnvoll zu realisieren sein, wenn der 
betreffende Aussiedler sich hier eingelebt, Beruf und Wohnsitz 
gefunden und ein gewisses Eigenkapital gebildet hat. Aus die- 
sem Grunde werden für diese Maßnahme nach einer gewissen 
Zeit zusätzliche öffentliche Mittel notwendig werden. 

Um einen Überblick über die Zahl der möglichen Bewerber für 
eine Nebenerwerbsstelle aus dem Kreis der jetzt in verstärkter 
Anzahl eintreffenden Aussiedler zu gewinnen, sollen bei allen 
Aussiedlern die notwendigen Feststellungen schon in den 
Grenzdurchgangslagern und - nach Absprache mit den Lan- 
desflüchtlingsverwaltungen - in den Landesdurchgangswohn- 
heimen getroffen werden. 


Genscher 
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